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Beschlussvorschlag:
 

 
1. Der Stadtrat beschließt, für die Dauer bis 31.12.2028, widerruflich die Zustimmung der

Gemeinde nach § 36a BauGB auf den Oberbürgermeister zu übertragen. Der
Oberbürgermeister wird beauftragt, die erforderliche Anpassung der Hauptsatzung
vorzubereiten und dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorzulegen.

 
2. Aufgrund aktuell nicht vorhandener Bedarfe zur beschleunigten Entwicklung weiteren

neuen Wohnungsbaus beschließt der Stadtrat, dass die Zustimmung der Gemeinde nach
§ 36a BauGB regelmäßig nicht erteilt wird und somit der „Bau-Turbo“ nicht angewendet
wird.
 

3. Eine Zustimmung des Oberbürgermeisters gemäß Punkt 1. setzt eine
entsprechende Evaluierung und Beschlussfassung des Stadtrates gemäß Punkt 4.
voraus. Die Hauptsatzung ist entsprechend anzupassen und durch den Stadtrat zu
bestätigen.
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3. 4. Die Stadtverwaltung wird 2027 und 2029 eine Evaluierung des „Bau-Turbos“
durchführen, den Stadtrat über die Entwicklung in der Praxis informieren und ggf.
Vorschläge über eine geänderte Verfahrensweise vorlegen.
 
 
 
 

1. Der Stadtrat beschließt, die Zustimmung der Gemeinde nach § 36a BauGB auf den
Oberbürgermeister zu übertragen. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die
erforderliche Anpassung der Hauptsatzung vorzubereiten und dem Stadtrat zur
Beschlussfassung vorzulegen.

 
2. 1.     Aufgrund aktuell nicht vorhandener Bedarfe zur beschleunigten Entwicklung weiteren

neuen Wohnungsbaus beschließt der Stadtrat, dass die Zustimmung der Gemeinde nach
§ 36a BauGB regelmäßig nicht erteilt wird und somit der „Bau-Turbo“ nicht angewendet
wird.

 
3. 2.     Die Stadtverwaltung wird 2027 und 2029 eine Evaluierung des „Bau-Turbos“

durchführen, den Stadtrat über die Entwicklung in der Praxis informieren und ggf.
Vorschläge über eine geänderte Verfahrensweise vorlegen.
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Begründung:
 
Eine Absicherung gegen drohenden Fristablauf ist geboten. Die derzeitig vorliegende
Rechtsprechung verneint die Möglichkeit der Übertragung der Möglichkeit der
Zustimmung durch die Gemeinde. 

„Die Zustimmung gemäß § 36a BauGB unterscheidet sich vom gemeindlichen
Einvernehmen nach § 36 BauGB. Im Gegensatz zum Einvernehmen sind die Gründe

für eine Ablehnung bei der Zustimmung nicht nur auf eine rechtliche Prüfung der §§

31, 33, 34 und 35 BauGB beschränkt. Die Gemeinde hat das Recht, die Zustimmung
auch aus planerischen und städtebaulichen Gründen zu verweigern, wie in § 36a
Absatz 1 Satz 2 BauGB festgelegt. 

Eine abgelehnte Zustimmung kann nicht ersetzt werden, da eine entsprechende
vergleichbare Befugnisnorm gemäß § 36 Absatz 2 Satz 3 BauGB für die gemeindliche
Zustimmung fehlt. 

Ohne die Zustimmung der Gemeinde kann die untere Bauaufsichtsbehörde eine
Abweichung nicht genehmigen. Nach § 36a Absatz 1 Satz 4 BauGB gilt die
Zustimmung als erteilt, wenn die Gemeinde innerhalb von drei Monaten nach Eingang
des Ersuchens der Genehmigungsbehörde nicht widerspricht (Zustimmungsfiktion).“

Der eingefügte Punkt 3. schafft hier insofern Klarheit, dass von der in Punkt 2.
getroffene Feststellung des Stadtrates, es besteht aktuell kein Bedarf zur
beschleunigten Entwicklung neuen Wohnungsbaus, nicht einseitig durch die
Verwaltung und/oder den Oberbürgermeister abgewichen werden kann. Hierfür ist eine
Evaluierung und Beschlussfassung des Stadtrates notwendig, siehe Punkt 4.

 
 



 
 
 
Was von der Bundesregierung als „Bau-Turbo“ beschönigt wird, ist in Wirklichkeit eine
Entmachtung der kommunalen Mandatsträger zugunsten eines „Durchregierens“ der
Verwaltung. Dies lehnen wir insgesamt ab. Aus dem gleichen Grund lehnen wir aber auch
die Versuche ab, über § 36a BauGB bereits wichtige Mitbestimmungsrechte des Stadtrates
an den OB bzw. die Verwaltung freiwillig abzugeben. Der Stadtrat ist vom Bürger

demokratisch gewählt, um die Entscheidungen zur Gestaltung der Stadt zu verantworten.
Eine freiwillige Selbstentmachtung, wie hier durch die Verwaltung vorgeschlagen wird,
lehnen wir ab. Die Gestaltungen müssen weiterhin in den Gremien offen diskutiert werden
und dürfen nicht der Willkür der Stadtverwaltung unterworfen werden.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 




